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I. Notwendigkeit der Planaufstellung 

Die 1971 gegründete Hochschule für öffentliche Verwaltung ist auf einem etwa 

80.000 m² großen, landeseigenen Grundstück am östlichen Rand der Innen-

stadt Kehls angesiedelt. Als erstes Gebäude wurde das als Typenbau konzi-

pierte, 4-geschossige Hauptgebäude errichtet. Die Erweiterung um ein 2-ge-

schossiges Lehrsaalgebäude sowie einer Mensa zu einem campusartig um 

einen Hof gruppierten Ensemble erfolgte in den 80er Jahren. 

Im östlichen Bereich des Grundstückes grenzt eine weitläufige, im mittleren 

Bereich mit Baumbestand versehene Grünfläche an das Ensemble. Auf dem 

von 1993 datierenden Lageplan wurde diese bereits als Option für eine Er-

weiterung gekennzeichnet. 

An der Hochschule für öffentliche Verwaltung in Kehl besteht ein dringender 

Erweiterungsbedarf. Die 2020 erfolgte Flächenbedarfsbemessung ergab ein 

Nutzflächendefizit für Büro- und Büronebenflächen, Seminar- und Selbststudi-

enflächen von rd. 3.250 m².  

Nach Feststellung dieses Bedarfs wurde eine Machbarkeitsstudie beauftragt, 

die die Untersuchung und Gewichtung möglicher Erweiterungsbauten zum In-

halt hat. Die Bebauungsvorschläge sollten günstige innere Funktionszusam-

menhänge und Wegebeziehungen zu den Nutzungen der Bestandsgebäude 

darstellen. Die jeweilige Gebäudekubatur sollte unter Betrachtung des Ensem-

bles entwickelt werden. 

Darüber hinaus hat das Studierendenwerk Freiburg Bedarf an Wohnplätzen 

angefordert, über die die große Nachfrage zumindest teilweise befriedigt wer-

den kann.  

Das Hochschulareal ist zwar im Flächennutzungsplan als Sondergebiet Fach-

hochschule ausgewiesen. Es besteht für das Gelände aber kein Bebauungs-

plan. Um langfristig eine städtebaulich geordnete Entwicklung zu gewährleis-

ten, soll ein Raum- und Erschließungskonzept aufgestellt werden, welches 

über einen Bebauungsplan gesichert werden soll.  

II. Projektbeschreibung 

 Machbarkeitsstudie Büro Birk Heilmeyer und Frenzel Architekten 

Die Hochschule Kehl hat 2018 auf Grund der sehr positiven Studienentwick-

lungen einen Mehrbedarf an Flächen angemeldet. Nach der Flächenbedarfs-

bemessung 2020 wurde zur Feststellung möglicher Flächenoptionen und der 

städtebaulichen Verträglichkeit der Auftrag für eine Machbarkeitsstudie an das 

Büro Birk Heilmeyer und Frenzel Architekten 2021 erteilt. 
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Nach einer Analyse des Flächenbestandes erfolgte die Ermittlung potenzieller 

Erweiterungsflächen sowie deren Bewertung. Es wurden 5 Teilflächen auf ihre 

Eignung im Hinblick auf die städtebauliche Einbindung, den Umgang mit dem 

Bestand, den Anschluss an den Bestand, die Wirtschaftlichkeit und das Ent-

wicklungspotential geprüft. 

 

Abb. 1: Auszug aus der Machbarkeitsstudie, Büro Birk Heilmeyer und Frenzel Architekten; Stand: 12.03.2021 

Städtebauliche Anbindung1 

Auf Gebiet WEST I könnte ein städtebaulicher Impuls gesetzt werden, der sich 

in die bestehende Körnung der Bestandsgebäude einfügt. Die Gebiete WEST 

II, SÜD I und SÜD II wären städtebaulich ebenso über die Kinzigallee erschlos-

sen, bieten jedoch keinen städtebaulich ausschlaggebenden Mehrwert. 

Das Gebiet OST ist eher im rückwärtigen Campusbereich angesiedelt, ein 

Neubau an dieser Stelle liegt eher im städtebaulichen „Hintergrund“ und ist als 

neutral zu bewerten. 

Umgang mit dem Bestand1 

Ein Neubau auf dem Gebiet WEST II könnte eine neue Eingangssituation für 

die Haltestelle „Hochschule/ Läger“ bilden und die derzeitige Rückseite zur 

Haltestelle kompensieren. 

 

1 Siehe Machbarkeitsstudie, Büro Birk Heilmeyer und Frenzel Architekten; Stand: 12.03.2021 
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Eine Bebauung auf WEST II und SÜD I würde das „Gesicht des Campus“ aus-

gerichtet an der diagonalen Verbindungsachse zum Zentrum Kehls versperren 

und somit den bestehenden Qualitäten schaden. 

Eine Erweiterung auf SÜD II würde dem Bestand nicht schaden, jedoch wäre 

durch die Entfernung auch keine Stärkung möglich. 

Ein im Hintergrund auftretender neuer Baustein auf OST kann auch der erwei-

terten Diagonale angeschlossen werden, ohne den Bestand zu stören. 

Anschluss an den Bestand2 

Der Neubau auf WEST I könnte im Erdgeschoss eine Erweiterungsoption für 

die Mensa oder öffentliche Gemeinschaftsflächen sein, zudem könnte er den 

„Hinterhof“ der Anlieferung fassen. 

Der Anschluss an den Bestand auf WEST II, SÜD I und OST wäre ebenso 

problemlos über einen Fugenkörper am Bestand möglich, wohingegen er auf 

SÜD II durch die Entfernung zum Bestand eher schwierig ist. 

Wirtschaftlichkeit1 

Für einen Neubau auf WEST I müssten zuvor aufwändige Infrastrukturmaß-

nahmen durchgeführt werden (Ausgleich der Parkplätze, Ausgleich der 

Bäume, Umlegung der Hauptleitungen), deren Kostenumfang sich erst in ge-

nauerer Betrachtung offenlegen würden. 

Erweiterungen auf WEST II und SÜD II sind als neutral zu betrachten, es gäbe 

zum Teil Ausgleichsmaßnahmen für Bäume, (Leitungs-) Verbindungen zum 

Bestand wären auf SÜD II sehr lang. 

Ein Neubau auf SÜD I wäre durch die Nähe zum Bestand und der freien Fläche 

gut realisierbar, selbiges gilt auch für das Entwicklungsgebiet OST, dort bietet 

sich jedoch aufgrund der Flächengröße der Vorteil wegbereitende Maßnah-

men für zukünftige „Bausteine“ zu treffen. 

Entwicklungspotential Campus1 

Die Gebiete WEST I und OST bieten das größte Potential für die Entwicklung 

des Campus, auf WEST I als „neuer Auftakt“ und auf Ost als „Wegbereiter“ für 

ein zusammenwachsen von Bildungscampus und Wohncampus. 

 

2 Siehe Machbarkeitsstudie, Büro Birk Heilmeyer und Frenzel Architekten; Stand: 12.03.2021 
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Ergebnis 

Im Ergebnis wurde festgehalten, dass die Gebiete WEST I und OST an geeig-

netsten erscheinen und deshalb nähergehend untersucht werden.  

Die Studie zeigt weiterhin verschiedene Varianten auf, die unter den Punkten 

Vernetzungen, Funktionsbeziehungen, Sonderflächen, Erfüllung Raumbedarf 

und Gebäudetypologien verglichen und bewertet werden.  

 Machbarkeitsstudie Büro Bresch, Henne, Mühlinghaus 

Auf der Basis der ersten Grundsatzüberlegungen des Büros Birk Heilmeyer 

und Frenzel Architekten 2021 erhielt das Büro Bresch, Henne, Mühlinghaus 

den Auftrag zur Erstellung eines Rahmenplanes für die Gebietsentwicklung, 

der im Frühjahr 2022 vorgestellt wurde.  

Die Studie zeigte neben der rein baulichen Entwicklung auch schützenswerte 

Bereiche (Kaltluftschneisen, Baubestand etc.) mögliche Aufenthaltsbereiche 

(Plätze) Standorte für Mobilitätsstationen und Verknüpfungen zum ÖPNV so-

wie mögliche Erschließungsachsen für die zeitnahe aber auch für eine lang-

fristige Entwicklung auf.  

 

Abb. 2: Auszug aus der Städtebaulich‐freiraumplanerischen Studie zur baulichen Entwicklung des 

Hochschulgeländes für öffentliche Verwaltung in Kehl, Büro Bresch, Henne, Mühlinghaus; Stand: 23.03.2022 

Zwischenzeitliche Abstimmungen mit der Stadt Kehl haben ergeben, dass das 

geplante Bauvorhaben, insbesondere aber auch die langfristigen Entwicklun-

gen nicht auf der Basis des § 34 BauGB genehmigt werden können. Die Ent-

wicklung soll städtebaulich geordnet werden und über ein Bebauungsplanver-

fahren gesichert werden. Dies gewährleistet neben einem klar geregelten Bau-

recht auch Planungssicherheit für alle Beteiligten.  

Der Rahmenplan für die langfristige Entwicklung ist Basis für das vorliegende 

Bebauungsplanverfahren.  
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Abb. 3: Rahmenplan langfristige Entwicklung, Büro Bresch, Henne, Mühlinghaus; Stand: 16.05.2022 

Im Rahmenplan beinhaltet, aber nicht Gegenstand aktueller Planungen ist der 

Bereich im Nordosten. Hier befinden sich private Bauflächen, für deren Be-

stand aktuell kein Handlungsbedarf besteht.  

III. Verfahren 

Das Gebiet ist im Flächennutzungsplan als Sondergebiet Fachhochschule 

ausgewiesen. Ein Bebauungsplan liegt nicht vor.  

Das Vorhaben der Hochschule (Erweiterung Richtung Osten) ist dem Außen-

bereich zuzuordnen. Ein zusammenhängender Bebauungsbereich, der für die 

Einstufung der Fläche zum Innenbereich (§ 34 BauGB) erforderlich wäre, liegt 

nicht vor.  

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren nach § 2 BauGB aufgestellt. Die 

Zulassungsvoraussetzungen für Verfahren nach § 13a BauGB liegen nicht vor.  

Ablauf 

Der Gemeinderat der Stadt Kehl hat am 24.05.2023 in öffentlicher Sitzung den 

Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan "Hochschulareal Kehl“ gemäß § 2 

Abs. 1 BauGB gefasst und beschlossen eine frühzeitige Beteiligung der Öf-

fentlichkeit sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 3 
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Abs. 1 BauGB durchzuführen. Der Bebauungsplan wurde im Rahmen der früh-

zeitigen Beteiligung vom 12.06.2023 bis einschließlich 14.07.2023 für die 

Dauer eines Monats öffentlich ausgelegt. Parallel dazu wurden die Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt. 

Während der frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplan "Hochschulareal 

Kehl" ist 1 Stellungnahme aus der Öffentlichkeit und 31 Stellungnahmen der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange eingegangen. Von den 

Stellungnahmen haben 8 keine Anregungen oder Bedenken vorgetragen. 

Die Stellungnahmen wurden bewertet und die Ergebnisse soweit möglich und 

sinnvoll in den Bebauungsplan eingearbeitet.  

Am 17.07.2024 hat der Gemeinderat Kehl in öffentlicher Sitzung den ange-

passten Entwurf gebilligt und beschlossen die Unterlagen gem. § 3 Abs. 2 

BauGB für die Dauer eines Monats im Internet zu veröffentlichen und gem. § 4 

Abs. 2 BauGB die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange durchzuführen. Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom 

22.07.2024 bis einschließlich 23.08.2024 für die Dauer eines Monats im Inter-

net veröffentlicht und parallel hierzu öffentlich ausgelegt. Parallel dazu wurden 

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt. 

Während der Offenlage zum Bebauungsplan "Hochschulareal Kehl" sind 1 

Stellungnahme aus der Öffentlichkeit und 23 Stellungnahmen der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange eingegangen. Von den Stellungnah-

men haben 10 keine Anregungen oder Bedenken vorgetragen. 

Die während der Veröffentlichung eingegangenen Bedenken und Anregungen 

wurden demgemäß gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen. 

Hierbei können weniger gewichtige Belange gegenüber höher gewichtigen Be-

langen zurückgestellt werden.  

Der Bebauungsplan tritt nach dem Satzungsbeschluss durch die öffentliche 

Bekanntmachung in Kraft. 

IV. Plangebiet 

Das Planungsgebiet liegt am nordöstlichen Rand der Kernstadt Kehls.  

Er wird begrenzt:  

im Norden: durch die Bundesstraße 28  

im Westen: durch die Großherzog-Friedrich-Straße 

im Süden: durch die Kinzigallee 

im Osten: durch die Graudenzer Straße 
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Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. ca. 99.520 m² ≙ 10,0 ha. 

Folgende Flurstücke liegen im Planungsgebiet:  

ganz: 1742, 1742/7, 1742/11, 1742/12, 1742/13,1742/14 

teilweise: 1743  

Die Bauflächen befinden sich nahezu vollständig im Eigentum der staatlichen 

Vermögens- und Hochbauverwaltung Baden-Württemberg. Lediglich das Flur-

stück 1743 befindet sich in städtischem Eigentum. 

 Topografie 

Das Gelände ist wenig bewegt bei Höhen zwischen 136,00 und 

137,00 m.ü.NN). 

Der größte Teil der Fläche ist eine parkähnliche Grünfläche. Im westlichen Teil 

befinden sich die Lehrgebäude der Hochschule, im Osten die Studierenden-

wohnheime. An der Bundesstraße 28 im Norden befindet sich darüber hinaus 

ein bestehender, mit Bäumen überstellter Parkplatz.  

V. Bestehende Rechtsverhältnisse 

Die Grundstücke des Planbereiches liegen zum Großteil im Außenbereich 

nach § 35 BauGB. Lediglich der Bereich der bestehenden Hochschulgebäude 

wäre noch dem Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen. 

VI. Vorhandene Planungen und Untersuchungen 

Die vorhandenen Planungen bzw. Untersuchungen bilden die Grundlagen für 

die weiteren Entwicklungen bzw. Konkretisierungen auf den nachfolgenden 

Planungsebenen. 

 Regionalplan Südlicher Oberrhein 

Der Landesentwicklungsplan weist entsprechend der siedlungsstrukturellen 

Gegebenheiten vier Raumkategorien in der Region südlicher Oberrhein aus, 

von denen eine der Verdichtungsbereich Offenburg/Lahr/Kehl als Stadt-Um-

land-Bereich mit engen Verflechtungen und erheblicher Siedlungsverdichtung 

im ländlichen Raum ist. Dieser Verdichtungsbereich soll als Siedlungs-, Wirt-

schafts- und Versorgungsschwerpunkt gefestigt und so weiterentwickelt wer-

den, dass die Standortbedingungen zur Bewältigung des wirtschaftlichen 

Strukturwandels verbessert, Entwicklungsimpulse in den benachbarten Länd-

lichen Raum vermittelt und Beeinträchtigungen der Wohn- und Umweltqualität 
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vermieden werden3. Das Mittelzentrum Kehl wird, neben Offenburg und Lahr, 

hierbei explizit als Entwicklungsmotor benannt.  

 

Abb. 4: Auszug aus der Strukturkarte des Regionalplanes südlicher Oberrhein; Stand:  Juni 2019 

Kehl liegt an der Landesentwicklungsachse Offenburg – Appenweier – Will-

stätt – Kehl (– Strasbourg). Die regionale Entwicklungsachse Offenburg – Ap-

penweier – Oberkirch – Oppenau (– Freudenstadt) verlängert die Landesent-

wicklungsachse gedanklich nach Osten weiter und knüpft an die Landesent-

wicklungsachse Freudenstadt – Horb am Neckar – Rottenburg am Neckar – 

Tübingen/Reutlingen an.  

Kehl ist im Landesentwicklungsplan als Mittelzentrum festgelegt und soll somit 

als Standort eines vielfältigen Angebots an höherwertigen Einrichtungen und 

Arbeitsplätzen so entwickelt werden, dass sie den gehobenen, spezialisierten 

Bedarf decken kann.4 Im Mittelbereich Kehl sollen darüber hinaus auch grenz-

überschreitende Verflechtungen mit dem Elsass berücksichtigt werden.  

Im Landesentwicklungsplan ist Kehl als Gemeinde ausgewiesen, in der sich 

die Siedlungstätigkeiten für die Funktionen Wohnen und Gewerbe verstärkt 

vollziehen sollen.  

In den Grundsätzen zur räumlichen Ordnung und Entwicklung wird die Region 

Südlicher Oberrhein aufgrund ihrer hohen wirtschaftlichen Dynamik und ihrer 

im bundesdeutschen Vergleich herausgehobenen Wirtschaftskraft mit hervor-

ragendem Potenzial für Forschung und Entwicklung herausgehoben. Die 

 

3 Siehe Regionalplan südlicher Oberrhein, Kapitel 2.1.3.1; Stand Juni 2019 

4 Siehe Regionalplan südlicher Oberrhein, Kapitel 2.3.2; Stand Juni 2019 
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Kooperation zwischen Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Unternehmen, 

Behörden und Politik soll so gestaltet werden, dass sich die Region als leis-

tungsfähiger zukunftsgerichteter Wirtschaftsraum sowie als vernetzter Wis-

senschafts- und Forschungsstandort im Sinne einer Wissensregion weiterent-

wickeln und profilieren kann. Zur Steigerung der Innovationskraft in der Region 

sollen auch die räumlichen Voraussetzungen für die Fortentwicklung von Wis-

sensclustern geschaffen und ausgebaut werden. Die Innovationskraft der Re-

gion kann darüber hinaus maßgeblich gestärkt werden, wenn die räumlichen 

Voraussetzungen für Einrichtungen geschaffen werden können, die sowohl 

Flächen für Ausgründungen aus den Hochschulen bieten können als auch die 

Ansiedlung von forschungsaffinen Firmen in der Nähe zu den Hochschulen in 

der Region ermöglichen5. 

 

Abb. 5: Auszug aus der Raumnutzungskarte des Regionalplanes südlicher Oberrhein; Stand:  Juni 2019 

In der Raumnutzungskarte ist das Plangebiet teilweise als Siedlungsfläche Be-

stand – Wohn- und Mischgebiet im Siedlungsbereich Wohnen und Gewerbe 

ausgewiesen.  

Weitere raumordnerische Vorgaben (Grünzüge, Wildtierkorridore, Wasser-

schutzzonen o.ä.) sind nicht zu beachten. 

Die vorliegende Planung entspricht somit den Zielen der Raumordnung und 

Regionalplanung.  

 

5 Siehe Regionalplan südlicher Oberrhein, Kapitel 1.2.3; Stand Juni 2019 
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 Flächennutzungsplan 2004 der Stadt Kehl am Rhein 

 

Abb. 6: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der großen Kreisstadt Kehl, Genehmigt mit Verfügung vom 
24.09.2004 (12. Änderung 15.01.2016)  

Der rechtsgültige Flächennutzungsplan weist für den vorgesehenen Geltungs-

bereich ein Sondergebiet Fachhochschule aus.  

Die geplante Nutzung Sondergebiet Fachhochschule entspricht somit den Vor-

gaben des Flächennutzungsplans.  

 Umweltbelange / Artenschutz 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die 

EU-Richtlinien (EAG Bau, BGBl. I S.1359) am 20.07.2004 ist die Notwendig-

keit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Begründung zum Bebauungs-

plan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Um-

weltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusam-

mengetragen und bewertet werden. Der Umweltbericht ist in die Abwägung 

einzustellen. Dieses Verfahren ist für alle Bauleitpläne anzuwenden, deren 

Verfahren nach Inkrafttreten des EAG Bau eingeleitet wurde.  

Die Auswirkungen der Planung auf die Belange der Umwelt und ihre Wechsel-

wirkungen sind Gegenstand einer Umweltprüfung. Bereits im Vorfeld der Pla-

nungen wurden die artenschutzrechtlichen Belange über eine artenschutz-

rechtliche Vorprüfung (Bresch, Henne, Mühlinghaus Planungsgesellschaft 

mbH, Bruchsal vom 20.08.2021, siehe Anlage) sowie eine ergänzende spezi-

elle artenschutzrechtliche Prüfung (Bresch, Henne, Mühlinghaus Planungsge-

sellschaft mbH, Bruchsal vom 02.05.2023, siehe Anlage) geprüft.  
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Die Ergebnisse dieser Prüfungen sowie die sonstigen Belange des Umwelt-

schutzes werden im Umweltbericht (Zink Ingenieure, Lauf vom 30.09.24, siehe 

Anlage) zusammengefasst.  

Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch6 

Baubedingte Auswirkungen sind durch Lärmimmissionen im Zuge der Bau-

maßnahme zu erwarten. Die Immissionen sind jedoch zeitlich auf die Bau-

phase befristet und führen zu keiner erheblichen Beeinträchtigung. Ferner wird 

die Maßnahme in verschiedenen Abschnitten realisiert. 

Die auf das Plangebiet und die Umgebung einwirkenden Emissionen (Ver-

kehrslärm, vorhandene Betriebsanlagen oder Gewerbeflächen) wurden im 

Rahmen des Bebauungsplanverfahrens mittels einer schalltechnischen Unter-

suchung ermittelt. 

Darüber hinaus wurde geprüft, ob die entstehende neue Bebauung Auswir-

kungen auf die Bestandsbebauung hat. Die hieraus resultierenden erforderli-

chen Maßnahmen zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben sind Bestandteil 

des Bebauungsplans. Hierbei handelt es sich um passive Schallschutzmaß-

nahmen in Form von Abschirmungen und schallgedämmten Außenbauteilen 

zur Vermeidung unzumutbarer Belastungen durch Verkehrslärm auf die 

Wohnbebauung. 

Zusammenfassend kommt die Untersuchung zum Ergebnis, dass das Plange-

biet prinzipiell gut für die Erweiterung der Hochschule geeignet und eine Be-

einträchtigung des Menschen, seiner Gesundheit und seines Wohlbefindens 

im Plangebiet und seiner Umgebung nicht zu erwarten ist. 

Die vorhandene Erholungsmöglichkeit bleibt erhalten. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild / Ortsbild7 

Durch die geplante Maßnahme - Erweiterung der vorhandenen Bebauung - 

erfährt das Ortsbild eine gewisse Veränderung. Das Ortsbild weist durch die 

bestehende Bebauung jedoch bereits eine Vorbelastung auf. Die großflächige 

Erhaltung der Grünflächen zwischen den bereits bebauten Flächen mindert 

den Eingriff. Dies wird durch eine Bebauung im direkten Anschluss zur vor-

handenen Bebauung möglich. 

 

6 Auszug aus dem Umweltbericht, Kapitel 3.1, ZINK Ingenieure, Lauf, Stand: 30.09.2024 

7 Auszug aus dem Umweltbericht, Kapitel 3.2, ZINK Ingenieure, Lauf, Stand: 30.09.2024 
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Zusätzlich werden über Pflanzgebote Baumpflanzungen festgesetzt bzw. sind 

über Pflanzbindungen vorhandene Bäume zu erhalten. Auch die geplante Fas-

sadenbegrünung trägt zur Eingriffsminderung bei. 

Unter Berücksichtigung der geplanten Maßnahmen sind wesentliche Störun-

gen des Ortsbildes nicht zu erwarten. Somit können die zu erwartenden Aus-

wirkungen als mäßig bezeichnet werden. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden8 

Baubedingte Bodenbelastungen sind auf das den Umständen entsprechende 

notwendige Maß zu beschränken und nach Abschluss der Arbeiten zu besei-

tigen. Durch den Baustellenbetrieb verdichtete Bereiche sind nach Bauende 

zu lockern, um die Bodenfunktionen wiederherzustellen. 

Anlagebedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Boden werden in erster Linie 

durch Versiegelungen hervorgerufen. Die Versiegelungen sollten daher auf 

das unbedingt Nötige beschränkt werden. Vollversiegelungen erfolgen im Be-

reich der Bebauung (Gebäude, Straßen, Wege, Plätze usw.). Bei Vollversie-

gelung der Böden entsteht auf diesen Flächen ein Totalverlust der natürlichen 

Bodenfunktionen. Die Flächen stehen hier nicht mehr als Standort für Kultur-

pflanzen zur Verfügung. Auch die Funktion als Ausgleichskörper im Wasser-

kreislauf geht im Bereich von Versiegelungen verloren, ebenso wie die Funk-

tion als Filter und Puffer für Schadstoffe. 

Im Bereich der heute schon vorhandenen Bebauung weisen die Böden bereits 

einen Verlust der Bodenfunktionen auf. Bei einer weitergehenden Überbauung 

dieser Flächen (Hofflächen, Gebäude, Wege, Plätze usw.) sind keine zusätz-

lichen Eingriffe zu erwarten bzw. sind die Eingriffe deutlich reduziert. 

Die maximale Bebauung des Plangebietes (Sondergebietsflächen) wird durch 

die Grundflächenzahl bestimmt. Die Grundflächenzahl wird auf 0,4 festgesetzt. 

Sie darf bis zu 0,6 bzw. bis zu 0,8 überschritten werden. Die Restflächen sind 

als Grünflächen anzulegen. 

Im Bereich der Grünflächen erfolgt keine bzw. keine wesentliche Veränderung 

der Bodenfunktionen.  

Die Bereiche zwischen den Sondergebietsflächen werden als private Grünflä-

che festgesetzt. Hier erfolgt ebenfalls keine Veränderung der Bodenfunktio-

nen. 

 

8 Auszug aus dem Umweltbericht, Kapitel 3.3, ZINK Ingenieure, Lauf, Stand: 30.09.2024 
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Ferner wird eine Verkehrsfläche ausgewiesen, um Baurecht für Straßenflä-

chen innerhalb des Geltungsbereiches zu erhalten.  

Der Eingriff in das Schutzgut Boden ist als erheblich zu bezeichnen. 

Der mit der Umsetzung der Planung einhergehende Eingriff in das Schutzgut 

Boden muss ausgeglichen werden. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser9 

Oberflächenwasser 

Oberflächengewässer sind durch die Maßnahme nicht betroffen. 

Grundwasser 

Baubedingte Auswirkungen sind bei ordnungsgemäßer Durchführung nicht zu 

erwarten. Bei den Bauarbeiten ist dennoch auf eine entsprechende Sorgfalts-

pflicht beim Umgang mit Schadstoffen zu achten. 

Anlagebedingt führt die Maßnahme zu einem weiteren Verlust an Flächen, die 

für die Infiltration von Regenwasser zur Verfügung stehen, was zu einer Be-

einträchtigung des Wasserpotentials führt. 

Die zulässige zu versiegelnde Fläche (einschließlich Verkehrsfläche und Flä-

che für Versorgungsanlagen) umfasst eine Fläche von ca. 43.500 m², bei einer 

Gesamtfläche von ca. 9,8 ha. Bereits versiegelt ist eine Fläche von ca. 

27.800 m². 

Reduziert wird der Eingriff in das Schutzgut Wasser durch die Vorgabe einer 

dezentralen Versickerung des anfallenden Niederschlagwassers von Neu- 

und Erweiterungsbauten sowie von Straßen, Wegen und Plätzen. Hierfür ist 

die Ausbildung von Versickerungsmulden vorgesehen. 

Ferner sind die Dachflächen von Neubauten zu begrünen. Es ist eine exten-

sive Dachbegrünung vorgesehen. 

Zur weiteren Reduzierung des Eingriffes sind Flächenversiegelungen auf das 

unbedingt Notwendige zu beschränken. So sind Stellplätze und Carports über 

die im Bebauungsplan gekennzeichneten Flächen hinaus nicht zulässig.  

Die Planung sieht weiter vor, nicht überbaute Flächen für das Parken von Fahr-

zeugen mit versickerungsfähigen Belägen (zum Beispiel Porenpflaster, Kies- 

oder Schotterflächen, Rasen- und Fugenpflaster) zu versehen.  

 

9 Auszug aus dem Umweltbericht, Kapitel 3.4, ZINK Ingenieure, Lauf, Stand: 30.09.2024 
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Der Eingriff kann somit deutlich reduziert werden. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften10 

Die geplante Bebauung führt zu Beeinträchtigungen des Schutzgutes Pflanzen 

und Tiere.  

So ist während der Bauphase im Plangebiet mit Beeinträchtigungen durch Im-

missionen (Lärm / Staub) zu rechnen. 

Der schwerwiegendste Eingriff in das Schutzgut Arten- und Lebensgemein-

schaften erfolgt jedoch anlagebedingt durch die Neuversiegelung von unbe-

bauten Flächen. Hierdurch gehen Lebensräume für Pflanzen und Tiere verlo-

ren. 

Bei Überbauung bereits versiegelter Flächen ist der Eingriff gering. 

Durch die großflächige Erhaltung der vorhandenen Grünfläche (Wiesenflä-

chen mit Gehölzbestand) zwischen der Sondergebietsfläche „Hochschule“ 

und der Sondergebietsfläche „Studentisches Wohnen“ sowie durch die Erhal-

tung der Vegetationsfläche östlich des geplanten Parkhauses (SO 3) kann der 

Eingriff in Natur und Landschaft deutlich gemindert und vorhandene Biotopty-

pen erhalten bzw. aufgewertet werden. 

Ferner kann durch die geplanten Gehölzanpflanzungen sowie der Vorgabe zur 

Erhaltung vorhandener Bäume ein Ausgleich bzw. eine Minderung des Eingrif-

fes erzielt werden. Gestaltungsmaßnahmen mit Steinschotter usw. sind nicht 

erlaubt.  

Die vorgesehene Dach- und Fassadenbegrünung bei Neubauten trägt zur wei-

teren Eingriffsminderung bei. Hierdurch können neue Lebensräume geschaf-

fen werden. 

Der notwendige Ausgleich wird in der Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung be-

stimmt. 

Artenschutz 

Im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) wurden die 

Betroffenheiten prüfungsrelevanter Arten ermittelt.  

Bei den Nicht-Rote-Liste-Arten der Avifauna kann der Störungstatbestand im 

Untersuchungsgebiet mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. 

Auch bezüglich des Schädigungsverbotes kann davon ausgegangen werden, 

 

10 Auszug aus dem Umweltbericht, Kapitel 3.5, ZINK Ingenieure, Lauf, Stand: 30.09.2024 
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dass die ökologische Funktion erhalten bleibt. Um den Tatbestand der Tötung 

zu vermeiden, muss eine zeitliche Beschränkung zur Baufeldräumung erfol-

gen. Bei Aufnahme dieser Maßnahme in die Festsetzungen besteht kein wei-

terer Prüfbedarf. Durch diese Maßnahmen werden auch die vorkommenden 

Rote-Listen-Arten (Star, Haussperling und Grauschnäpper) diesbezüglich ge-

schützt. Für den Star sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. Für 

Haussperling und Grauschnäpper ist die Umsetzung von Ausgleichmaßnah-

men (Ersatzquartiere) zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach 

§ 44 BNatschG erforderlich.  

Bei den Gehölzrodungen kann es zum Verlust von Tagesquartieren der kar-

tierten Fledermäuse kommen. Um hier das Tötungsverbot nach 

§ 44 BNatschG zu vermeiden, muss ebenfalls eine zeitliche Beschränkung zur 

Baufeldräumung erfolgen. Darüber hinaus sind Vorgaben für eine fledermaus-

freundliche Beleuchtung umzusetzen, um eine Beeinträchtigung lichtsensibler 

Arten zu vermeiden. Weitere Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Zuletzt sind die vorkommenden Mauereidechsen aus den jeweiligen Eingriffs-

bereichen zu vergrämen, um die Tötung von Einzelindividuen auszuschließen. 

Da durch die sukzessive Bebauung eine dauerhaft ökologische Funktion stets 

gesichert bleibt sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich.  

Die oben beschriebenen Maßnahmen werden in den Festsetzungsteil des Be-

bauungsplanes übernommen, deshalb kann auch davon ausgegangen wer-

den, dass das Vorhaben aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig ist und 

keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatschG verbleiben.  

Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft11 

Durch die geplante Maßnahme ergeben sich Änderungen im Hinblick auf das 

Klima. Diese können wie bei den anderen Schutzgütern ebenfalls in baustel-

lenbedingt und anlagenbedingt unterschieden werden. 

Während der Bauphase kommt es zu temporären Staub- und Schad-

stoffimmissionen durch Baumaschinen und Baufahrzeuge und damit zu einer 

Verschlechterung der Luftqualität. 

Anlagebedingt führen die geplanten Versiegelungen zur Veränderung des 

Kleinklimas hinsichtlich Luft, Temperatur und Luftfeuchtigkeit. 

 

11 Auszug aus dem Umweltbericht, Kapitel 3.6, ZINK Ingenieure, Lauf, Stand: 30.09.2024 
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Die neu versiegelten Flächen strahlen Wärme ab und führen zu einer Erwär-

mung der Umgebung. Die Kaltluftproduktion wird durch die Bebauung verrin-

gert. 

Durch die großflächige Erhaltung der Grünfläche zwischen der Hochschule 

und den Studentenwohnheimen sowie durch die Erhaltung der Grünfläche öst-

lich des geplanten Parkhauses kann der Eingriff in das Schutzgut Klima und 

Luft deutlich gemindert werden. 

Auch die Erhaltung bzw. die Neupflanzung von Bäumen trägt zur Eingriffsmin-

derung bei. Ferner werden Festsetzungen zu Dach- und Fassadenbegrünung 

getroffen. Neue Flachdächer sind extensiv zu begrünen.  

Somit kann der Eingriff in das Schutzgut Klima und Luft durch die geplanten 

Maßnahmen deutlich reduziert werden.  

Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter12 

Bezüglich Kultur- und Sachgüter entstehen keine Beeinträchtigungen. Nach 

heutigem Kenntnisstand sind innerhalb des Geltungsbereiches keine Kultur-

güter vorhanden. 

Der als Kulturdenkmal eingetragene Ehrenfriedhof liegt außerhalb des Gel-

tungsbereiches. 

Sollten jedoch bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde 

oder Befunde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde 

oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. 

Eventuell vorhandene Leitungen werden durch den Bau, die Anlage und den 

Betrieb des Planungsvorhabens nicht beeinträchtigt oder werden verlegt. 

 

12 Auszug aus dem Umweltbericht, Kapitel 3.7, ZINK Ingenieure, Lauf, Stand: 30.09.2024 
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NATURA-2000 Gebiete / Sonstige geschützte Gebiete und Objekte 

 

Abb. 7: Daten aus dem Umweltinformationssystem (UIS) der LUBW (Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg) - Schutzgebiete; Internetabfrage vom 21.02.2023 

Im Untersuchungsgebiet befindet sich keine nach § 33 LNatSchG gesetzlich 

geschützte Offenlandbiotope sowie weitere rechtlich geschützte Gebiete oder 

Objekte wie NATURA 2000-Gebiete, Natur- und Landschaftsschutzgebiete 

oder Naturparke.  

Wasserschutzgebiete, Waldschutzgebiete, Naturdenkmale, Archäologische 

Fund-/Verdachtsstellen, Kulturdenkmale, geschützte Landschaftsbestandteile 

und Geotope sind von der Planung nicht tangiert.  

Die artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG werden im Zuge der 

Aufstellung des Bebauungsplanes ermittelt, bewertet und entsprechende 

Maßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt.  

 Soziales Umfeld 

Die Ortsmitte von Kehl ist fußläufig (ca. 400 m) zu erreichen. Hier sind alle 

erforderlichen Verwaltungs- und Versorgungsstrukturen vorhanden (Rathaus, 

Ärzte, Apotheke, Metzgerei, Bäckerei, Lebensmittelmarkt etc.).  

 Boden- / Baugrundbeschaffenheit / Bodenschutz 

Im Auftrag von Vermögen und Bau Baden-Württemberg wurden im Vorfeld der 

Planungen vom Institut für angewandte Geologie GmbH, Willstätt ein Ingeni-

eurgeologisches Kurzgutachten für die Erweiterung der Hochschule Kehl er-

stellt. Hierin wird beschrieben, dass der Untergrund aus gewachsenen Böden 
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verschiedener, wechselnder Schichten und Kornverteilungen besteht, Auffül-

lungen wurden nicht angetroffen.  

Die Oberbodenschichten bestehen ab Geländeoberkante (GOK) aus braunen 

und dunkelbraunen, feinsandigen Schluffen mit organischen Beimengungen 

(Grasnarbe, Durchwurzelungszone) und einer Mächtigkeit von ca. 0,3 m 

(siehe RKS 1 und 3). Unter dem Oberboden folgen bis in eine Tiefe von ca. 

1,50 bzw. 3,50 m unter Geländeoberkante die quartär abgelagerten Aue-

sande, die aus hellbraunen und braungrauen schluffigen, kiesigen Sanden mit 

wechselnden Gemengeteilen aufgebaut werden. Die Sande waren teils leicht 

bis mäßig schwer zu bohren. Der unter den Auesanden folgende Untergrund 

besteht ab ca. 1,50 m bzw. 3,50 m unter Geländeoberkante aus grauen bis 

grau-braunen, quartären Kiesen und Sanden mir variierenden Schluffanteilen. 

Die Gesamtmächtigkeit liegt bei rund 20 m, die jedoch aufgrund der Erkun-

dungstiefe bis maximal 7,0 m u. GOK nicht durchteuft wurden. Die Kiese und 

Sande sind dem oberen Grundwasserleiter (oGWL, frühere Bezeichnung: 

Oberes Kieslager) zuzuordnen.13  

Die Auesedimente werden gem. Tabelle 5 des Gutachtens mit Durchlässig-

keitswerten von 10-3 bis 10-8, die Kiese und Sand des oberen Kieslagers mit 

10-2 bis 10-5 angegeben. Nach den vorliegenden Baugrunderkundungen kann 

davon ausgegangen werden, dass grundsätzlich für eine Versickerung geeig-

nete Bodenschichten vorhanden sind.  

Nach dem geltenden Kreislaufwirtschaftsgesetz ist auf einen ausgeglichenen 

Erdmassenausgleich hinzuwirken. Anfallender Bodenaushub ist möglichst auf 

dem Grundstück wieder zu verwenden, die Höhenfestsetzungen wurden so 

gewählt, dass Gebäude geländeeben hergestellt werden können. Bei einer 

Ausführung ohne Untergeschoss fällt dann nahezu kein Bodenaushub an. 

Werden Teilbereiche der Gebäude unterkellert, so kann, auf Grund der enor-

men Grundstücksgröße, der entstehende Boden im Gelände modelliert wer-

den. Der Einzelnachweis der Bodenverwertung ist im Rahmen der einzelnen 

Bauanträge zu führen.  

 

13 Auszug aus dem „Ingenieurgeologischen Kurzgutachten für die Erweiterung der Hochschule Kehl“ Kapitel 5.1 – 
(Institut für angewandte Geologie GmbH, Willstätt; Stand: 09.04.2021) 
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Abb. 8: Auszug WebGIS der Stadt Kehl, Stand 25.07.2023 

Im Plangebiet sind umfangreiche Flächen mit Altablagerungen (rot schraffiert) 

und Altstandorten (gelb schraffiert) gekennzeichnet.  

Im Vorfeld baulicher Maßnahmen sind die entsprechenden Erkundungen zu 

veranlassen (siehe hierzu auch Hinweise zu den Bebauungsvorschriften, 

Punkt IV.4 Bodenschutz / Altlasten).  

 Militärische Altlasten / Kampfmittel 

Im Vorgriff auf die anstehenden Planungen wurde beim Kampfmittelbeseiti-

gungsdienst Baden-Württemberg, Pfaffenwaldring 1, 70569 Stuttgart eine 

Luftbildauswertung in Auftrag gegeben. Auf der überwiegenden Fläche des 

Plangebietes wurden Anhaltspunkte erkannt, die es erforderlich machen, dass 

weitere Maßnahmen durchgeführt werden. Lediglich in einem Streifen entlang 

der Kinzigallee konnte eine „Freigabe Luftbild“ ausgewiesen werden. Innerhalb 

dieser Fläche ist nach Einschätzung beziehungsweise Kenntnisstand des 

Kampfmittelbeseitigungsdienstes keine Überprüfung vor Ort erforderlich. Eine 

absolute Kampfmittelfreiheit kann auch für diese Bereiche nicht bescheinigt 

werden. 

Über eventuell festgestellte Blindgängerverdachtspunkte hinaus kann zumin-

dest in den bombardierten Bereichen das Vorhandensein weiterer Bomben-

blindgänger nicht ausgeschlossen werden. In bombardierten Bereichen und 

Kampfmittel Verdachtsflächen werden vor Eingriffen in den Untergrund flä-

chenhafte vor Ort Überprüfungen empfohlen.  
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 Archäologische Kulturdenkmale / Bau- und Kulturdenkmale 

Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans sind nach derzeitigen 

Erkenntnissen weder archäologische Fund- oder Verdachtsstellen bekannt 

noch befinden sich Bau- oder Kulturdenkmale in Plangebiet. 

In unmittelbarer Nähe befindet sich jedoch das Kulturdenkmal „Ehrenfriedhof“ 

(Nr. 98443740).  

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be-

funde entdeckt werden, ist gemäß § 20 DSchG die Denkmalbehörde umge-

hend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 

Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brand-

schichten bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten 

Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 

nicht das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische Denk-

malpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist ein-

verstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG 

wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 

Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

 Grundwasserschutz 

Im Zuge des Entwässerungskonzeptes hat das Büro Wald & Corbe die Grund-

wasserstände aktuell ermittelt und interpoliert. 

 

Abb. 9: Daten aus dem Umweltinformationssystem (UIS) der LUBW (Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg) – Grundwassermessstellen 

Auf Grund der räumlichen Nähe können die Messtellen GWM1 BDF Typ II, 

Kehl, GWM2 BDF Typ II, Kehl und GWM3 BDF Typ II, Kehl als maßgebend 

für das Plangebiet angenommen werden.  
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Messtelle: GWM1 BDF Typ 
II, Kehl 

GWM2 BDF Typ 
II, Kehl 

GWM3 BDF Typ 
II, Kehl 

Mittlerer Grundwasserstand 
MGW 

133,99 133,99 134,00 

Mittlerer höchster Grundwasser-
stand MHGW (2013-2023) 

134,30 134,31 134,32 

Höchster Grundwasserstand 
HGW 

134,55 134,55 134,56 

 

Für das Baugebiet wurde ein Mittlerer höchster Grundwasserstand MHGW 

(2013-2023) von 134,31 m.ü.NN festgestellt.  

Zu beachten ist, dass seit dem Bau der Staustufe Gambsheim 1974 im ge-

samten Stadtgebiet von Kehl das Grundwasser permanent abgesenkt wird.  

Der bekannte höchst gemessene Grundwasserstand stellt einen Montagswert 

dar, d. h., dass der bisher vorhandene tatsächliche Maximalwert zwischen 

zwei Montagswerten liegen kann und somit evtl. noch höher ist. Nieder-

schlagsbedingt können zukünftig auch höhere Grundwasserstände auftreten. 

 Gewässer 

In unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich zwei Gewässer. Am süd-

lichen Rand fließt die Feldschutter, ein Gewässer II. Ordnung von wasserwirt-

schaftlicher Bedeutung. Östlich des Plangebietes in ca. 50m Entfernung befin-

det sich die Kinzig, ein Gewässer I. Ordnung (§ 4, Anlage 1 - Wassergesetz 

Baden-Württemberg). 
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Abb. 10: Daten aus dem Umweltinformationssystem (UIS) der LUBW (Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg) – Gewässer / Gewässerordnung; Internetabfrage vom 21.02.2023 

Beide Gewässer erwirken Gewässerrandstreifen nach § 29 Wassergesetz Ba-

den-Württemberg (WG), die in der Planung zu beachten sind. 

 Hochwasserschutz / Hinweise aus dem Merkblatt „Bebauungsplan“ 

vom Landratsamt Ortenaukreis, Amt für Wasserwirtschaft und 

Bodenschutz 

Der Hochwasserschutz dient der Sicherung der Lebensgrundlagen. Kehl ist 

mit seiner Lage an Schutter, Kinzig und Rhein ein besonders kritischer Punkt. 

Mit einem aufwändigen Sanierungsprogramm werden die Deiche im Orten-

aukreis von der Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes Baden-Württem-

berg (Gewässer 1. Ordnung) saniert. Das Kulturwehr Kehl/Straßburg und die 

Polder Altenheim sind die ersten in Baden-Württemberg verfügbaren Anlagen 

zur Hochwasserrückhaltung am Oberrhein und gehören zum Integrierten 

Rheinprogramm (IRP). Das IRP hat zum Ziel, neben dem Hochwasserschutz 

auch die verlorengegangene naturnahe Auelandschaft wiederherzustellen. 
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Abb. 11: Daten aus dem Umweltinformationssystem (UIS) der LUBW (Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg) - Hochwassergefahrenkarte (Überflutungsflächen); Internetabfrage vom 21.02.2023 

Die vom Land Baden-Württemberg erstellte Hochwassergefahrenkarte weist 

für das komplette Plangebiet eine Überflutungsfläche HQextrem aus. Die Was-

serspiegellage eines HQextrem liegt bei 138,80 m (+NN). Der gesamte Gel-

tungsbereich als Überflutungsfläche HQextrem gekennzeichnet. Die Gefährdung 

ergibt sich bei einem Hochwasserereignis > HQ100 durch Versagen oder Über-

strömen der vorhandenen Schutzeinrichtungen.  

Nach dem neuen Hochwasserschutzgesetz II, welches am 05.01.2018 in Kraft 

getreten ist, ist das Gebiet als Risikogebiet außerhalb von Überschwem-

mungsgebieten (§78 b WHG) einzustufen. Bei dessen Bebauung sind gem. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 

Einwirkungen oder besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Natur-

gewalten erforderlich. In diesen hochwassergefährdeten Gebieten gelten be-

sondere Bestimmungen der Anlagenverordnung wassergefährdender Stoffe 

(VAwS). Die VAwS regelt die materiell rechtlichen Anforderungen an Anlagen 

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen wie z. B. auch private Heizöl-

verbraucheranlagen.  

 Lärmemissionen / -immissionen  

Die auf das Plangebiet und die Umgebung einwirkenden Emissionen und Im-

missionen sind im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu ermitteln. Ge-

gebenenfalls sind Schutzmaßnahmen für die geplante Bebauung im Bebau-

ungsplan festzusetzen.  

Darüber hinaus ist zu prüfen, ob die entstehende neue Bebauung Auswirkun-

gen auf die Bestandsbebauung hat und ob in diesem Zusammenhang hier 

Schutzmaßnahmen vorzusehen sind.  

Hierzu wurde ein schalltechnisches Gutachten erstellt.  
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Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Lärmeinwirkun-

gen von umgebenden Verkehrslärmemittenten auf die vorhandene und ge-

plante Bebauung im Plangebiet untersucht. Darüber hinaus wurde der Einfluss 

von bestehenden Betriebsanlagen oder Gewerbeflächen im Umfeld auf das 

Plangebiete nach TA Lärm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm) 

ermittelt, um hieraus mögliche Lärmbelastungen auf die geplante Bebauung 

beurteilen zu können. Weiterhin wurde untersucht, welche Lärmbelastung 

durch Erhöhung der Verkehrslärmemissionen auf dem bestehenden Straßen-

netz aufgrund der zukünftig geplanten Nutzungen und die hieraus entstehende 

Verkehrserzeugung auf bestehende Wohnnutzungen im Umfeld einwirken und 

ob hieraus maßgebliche Betroffenheiten entstehen. Abschließend wurden die 

Gewerbelärmauswirkungen des Plangebietes selbst z. B. durch Parkplatzlärm 

auf bestehende und zukünftige Wohnnutzungen unter Berücksichtigung der 

vorhandenen Vorbelastungen ermittelt.14 

Veranstaltungen auf dem Parkplatz „Am Läger“ wurden nicht untersucht, weil 

in der Nähe des Platzes heute schon Wohnbebauung existiert, woran sich Ver-

anstaltungen orientieren müssen. Des Weiteren fällt die Nutzung der Hoch-

schule nicht unter die Kategorie schützenswerte Nutzung nach der Freizeit-

lärmrichtlinie.14 

Aus den Untersuchungen resultierende erforderliche Maßnahmen zur Einhal-

tung der gesetzlichen Vorgaben resultieren aus dem Verkehrslärm und wer-

den in den Bebauungsplan übernommen. Die Untersuchungen zum Gewerbe-

lärm haben erbracht, dass diesbezüglich keine Maßnahmen erforderlich sind. 

 Feinstaub (PM 10) 

Emissionsquellen für Feinstaub sind regional sehr unterschiedlich verteilt und 

leisten verschieden hohe Beiträge. Besondere Belastungsschwerpunkte stel-

len vor allem dicht besiedelte städtische Bereiche mit hohem Verkehrsaufkom-

men oder Industriegebiete dar. 

In Baden-Württemberg werden zwei Arten von Feinstaubmessungen durchge-

führt. Die Spotmessung erfolgt entlang von vielbefahrenen Straßen, an denen 

Wohnnutzung direkt angrenzt (Straßenschluchten). Kehl wurde nicht in die 

Spotmessungen aufgenommen. Daneben gibt es das landesweite Messnetz 

der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württem-

berg (LUBW). In Kehl steht die Messstelle der LUBW nördlich der Eisenbahn-

brücke auf der Landzunge zwischen Rhein und Yachthafen. Der Zeitrahmen 

für die Beurteilung der Luftqualität liegt in der Regel bei einem Jahr. Vor allem 

 

14 Siehe hierzu auch „schalltechnische Untersuchung…“, Kapitel 1, Köhler & Leutwein, Karlsruhe vom 31.01.2024 
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die Überschreitungshäufigkeit der Tagesmittelwerte variiert zwischen einzel-

nen Jahren teilweise erheblich. 

Für die gesundheitliche Bewertung von Feinstaub PM10 sind v.a. die chemi-

sche Zusammensetzung und die Partikelgröße ausschlaggebend. Ein hoher 

Anteil Aerosole in der Atemluft kann zu Schädigungen der menschlichen Ge-

sundheit wie Bronchitis, Herz-Kreislauferkrankungen und Allergien führen. 

Mit dem Inkrafttreten der 39. BImSchV am 02.08.2010 beträgt der einzuhal-

tende Grenzwert für Feinstaub PM10 im Jahresmittel 40 µg/m³. Der 24-Stun-

den-Grenzwert zum Schutz der menschlichen Gesundheit liegt bei 50 µg/m³, 

bei 35 zugelassenen Überschreitungen pro Kalenderjahr. 

 

Abb. 12: Daten aus dem Umweltinformationssystem (UIS) der LUBW (Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg) -Mittele PM10-Belsatung; Internetabfrage vom 21.02.2023 

Für das Plangebiet gibt die Messstelle der LUBW im Kehler Hafen eine mittlere 

PM10-Belastung von 22 µg/m³ für das Jahr 2010 und mit leicht sinkender Ten-

denz bis 16 µg/m³ für das Jahr 2022 an. Für das Prognosejahr 2025 setzt sich 

die fallende Tendenz fort – hier werden 14 µg/m³ angegeben. Überschreitun-

gen > 50 µg/m³ wurden in den Jahren 2017, 2020 und 2021 mit je einem Jah-

reswert festgestellt.  

Es kann somit festgestellt werden, dass bereits jetzt sowohl der Jahresmittel-

wert für Feinstaub PM10, als auch die Anzahl der Überschreitungen mit dem 

24-Stunden-Grenzwert in Kehl deutlich unterhalb der einzuhaltenden Grenz-

werte liegen. Es ist sogar ein leichter positiver Trend zu erkennen.  
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 Stickstoffdioxide (NO2) 

Zu den wichtigsten Quellen der Stickstoffoxide in der Umwelt gehört neben 

Kraftwerken und Feuerungsanlagen der Verkehr. Bei Verbrennungsvorgän-

gen entsteht neben Stickstoffmonoxid auch Stickstoffdioxid. Aus dem emittier-

ten Stickstoffmonoxid wird durch Oxidation in der Atmosphäre Stickstoffdioxid. 

Schon eine vergleichsweise geringe Erhöhung an Stickstoffdioxid führt bei der 

Bevölkerung zu einem nachweisbaren Anstieg an Atemwegserkrankungen. 

Die höchste Konzentration an Stickstoffoxiden werden an eng bebauten, viel 

befahrenen Straßen gemessen, weil sich die Autoabgase dort nicht ungehin-

dert ausbreiten können und daher nur langsam in der Atmosphäre verdünnt 

werden. 

Für die Beurteilung der gesundheitlichen Auswirkungen durch bestimmte Luft-

schadstoffe stehen die gesetzlich festgelegten Grenzwerte zur Verfügung. Mit 

dem Inkrafttreten der 39. BImSchV am 02.08.2010 beträgt der einzuhaltende 

Grenzwert für NO2 im Jahresmittel 40 µg/m³. Der 1-Stunden-Grenzwert zum 

Schutz der menschlichen Gesundheit liegt bei 200 µg/m³ bei 18 zugelassenen 

Überschreitungen pro Kalenderjahr. 

Für das Plangebiet gibt die Messstelle der LUBW im Kehler Hafen eine mittlere 

NO2-Belastung von 26 µg/m³ für das Jahr 2010 mit ebenfalls sinkender Ten-

denz bis 20 µg/m³ für das Jahr 2022. Für das Prognosejahr 2025 werden 14 

µg/m³angegeben. Überschreitungen > 200 µg/m³ im 1-Stunden-Mittel wurden 

lediglich im Jahr 2011 an zwei Stundenwerten festgestellt. 

Es kann festgestellt werden, dass bereits jetzt der Jahresmittelwert für NO2 in 

Kehl unterhalb der einzuhaltenden Grenzwerte liegt. Auch hier ist ein deutli-

cher Verbesserungstrend zu erkennen.  

 Verkehrliche Erschließung 

Das Gebiet ist aktuell über zwei Straßenanschlüsse an das örtliche Netz an-

gebunden. 

Eine Zufahrt zu den Hochschul-Lehrgebäuden und den zugehörigen Parkplät-

zen verläuft von der Kinzigallee im Westen des Plangebietes um die Hoch-

schulgebäude herum.  

Die Studierendenwohnheime werden ebenfalls von der Kinzigallee erschlos-

sen. Allerdings durch eine gesonderte Zufahrt im Osten des Plangebietes.  

Die Gebietserschließung soll im Zuge der aktuellen Planungen überdacht und 

ggfls. neu geordnet werden. Entsprechende Flächen werden in den Bebau-

ungsplan aufgenommen.  
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 Ver- und Entsorgung 

Die Erschließung des Baugebietes ist gesichert. Entsprechende Ver- und Ent-

sorgungsleitungen sind in den angrenzenden Straßen vorhanden.  

Die grundsätzliche Bereitstellung von Löschwasser zum Grundschutz (96m³/h 

über 2h) aus dem öffentlichen Netz kann gewährleistet werden. Die Verteilung 

und Bereitstellung erforderlicher Entnahmemengen auf dem Grundstück ist 

über eine entsprechende Netzplanung mit Entnahmestellen zu gewährleisten. 

Es handelt sich in diesem Fall um das private Versorgungsnetz des Grund-

stückseigentümers. Der Nachweis der ausreichenden Löschwasserbereitstel-

lung für den Objektschutz ist im Zuge der jeweiligen Baugenehmigungsverfah-

ren zu erbringen. 

 Städtebauliche Kennziffern 

 
Fläche in ha % GRZ Vollgeschosse GFZ 

Überbaubare 
Flächen 

2,5 25 0,4 6 0,6 

2,6 26 0,4 8 0,85 

Verkehrs- 
flächen 

0,7 7    

Grünflächen 4,2 42    

Gesamt 10,0 100    

VII. Planungsziele 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Hochschulareal Kehl“ in Kehl-Stadt 

werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine geordnete städte-

bauliche Entwicklung in diesem Bereich geschaffen und insbesondere die fol-

genden städtebaulichen Planungsziele verfolgt: 

− Baurechtliche Ermöglichung der Erweiterung der Hochschule durch die Er-
öffnung weitergehender Entwicklungspotentiale für den kurzfristigen und 
langfristigen Flächenbedarf der Hochschule (Lehr-, Forschungs- und Ver-
waltungsgebäude), Studierendenwohnheime sowie der Versorgungsein-
richtungen wie bspw. der Mensa, des Heizkraftwerks und der Mobilitäts-
station.  

− Schaffung einer zukünftig hohen Aufenthaltsqualität im Eingangsbereich 
der Hochschule durch die Herstellung einer neuen Erschließung über die 
Studierendenwohnheime und Herausnahme des motorisierten Individual-
verkehrs (MIV, „Autoverkehr“) aus dem westlichen Eingangsbereich der 
Hochschule. 
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− Ermöglichung einer verhältnismäßigen Entwicklung in die Höhe und nicht 
in die Fläche, zur Begrenzung der versiegelten Fläche auf ein Minimum. 

− Erhalt des Parkcharakters des Hochschulcampus durch die Ausweisung 
von nichtbebaubaren Grünflächen, in denen lediglich Fuß- und Radwege 
angelegt werden dürfen. 

− Sicherung der Bestandsbiotope sowie weitgehende Sicherung und Erhalt 
der bestehenden Laubbäume durch Planeintrag und textliche Festsetzun-
gen. Erhalt der stadtklimatisch wichtigen Kaltluftschneise.  

 

  



Stadt Kehl Stand: 30.09.2024 
Bebauungsplan "Hochschulareal Kehl“ Fassung:  Satzung 
mit örtl. Bauvorschriften  
Begründung  Seite 32 von 48 

VIII. Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

 Art der baulichen Nutzung 

Die Flächen im Geltungsbereich werden festgesetzt als: 

Sondergebiet „Hochschule“ (SO1.1 – SO1.3)  

In diesem Bereich sollen sich die Einrichtungen der Hochschule und hoch-

schulnaher Nutzungen entwickeln. Der Bereich ist in mehrere Teilabschnitte 

aufgegliedert, da einige Teilbereiche an Bedingungen geknüpft sind (siehe 

auch Punkt VIII.17 „Bedingtes Baurecht“).  

Sondergebiet „Studentisches Wohnen“ (SO 2.1 – SO2.2)  

In diesem Teilbereich sollen die Studierendenwohnheime konzentriert werden.  

Sondergebiet „Hochschulparken“ SO3 

Im Sondergebiet „Hochschulparken“ soll ein Gebäude hergestellt werden, 

dass der Unterbringung von KFZ und/oder Fahrrädern dient (siehe auch Punkt 

VIII.17 „Bedingtes Baurecht“).  

 Maß der baulichen Ordnung 

Grundflächenzahl 

Im zeichnerischen Teil ist die maximale zulässige Grundflächenzahl festge-

setzt. Diese bezieht sich auf die jeweilige Grundstücksfläche der bezeichneten 

Gebiete im Sinne des § 19 Abs. 3 BauNVO. Es handelt sich hierbei immer um 

zusammengehörende Nutzungen einschließlich der jeweils zugeordneten 

Stellplatzflächen für den ruhenden Verkehr. 

Im Bereich SO1.1 / SO 1.2 / SO 1.3 / SO 3 wird eine Überschreitung durch 

Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl von 

maximal 0,8 abweichend zugelassen. Diese Überschreitung dient der Kon-

zentration versiegelter Flächen im unmittelbaren Bereich der Gebäude. Die 

großzügigen Grünflächen werden als solche festgesetzt und bleiben bei der 

Ermittlung der Grundflächenzahlen unberücksichtigt. Betrachtet man jedoch 

die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO in Bezug auf das 

Gesamtgrundstück einschließlich der Grünflächen, so beträgt der zulässige 

Anteil überbaubarer Flächen ca. 38 %. Vor dem Hintergrund der Schaffung 

zukunftsfähiger Entwicklungsmöglichkeiten für die Hochschule bei gleichzeiti-

gem Erhalt möglichst zusammenhängender Grün- und Freiflächen, die stadt-

klimatisch wirksam sind, wird diese Festsetzung als zielführend angesehen. 
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Vollgeschosse 

Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse orientiert sich an einer flächeneffizien-

ten aber dennoch städtebaulich verträglichen Höhenabwicklung. Weitere Ge-

schosse als Nicht-Vollgeschosse sind zulässig, sofern die Höhe baulicher An-

lagen eingehalten wird. 

Höhe der baulichen Anlagen 

Die Festsetzung der zulässigen Höhe baulicher Anlagen erfolgt in Bezug auf 

eine absolute Höhe, die der bestehenden Erdgeschoss-Fußbodenhöhe im 

Jahr 1983 erbauten Lehrgebäude der Hochschule entspricht.  

Die Festsetzung einer Gebäudehöhe dient der Sicherung einer maximalen Ge-

bäudekubatur auch bei Gebäuden mit Staffelgeschossen.  

Zur Ermittlung der Gebäudehöhen wurde folgende Basis angenommen: 

Hochschule: EG – 5,00 m; alle weiteren Geschosse 3,50 m  

Wohnheime: alle Geschosse 2,80 m 

Parkhaus: alle Geschosse 2,50 m 

 Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

Es wird eine besondere (abweichende) Bauweise festgesetzt, bei der auch 

Gebäude mit einer Länge von mehr als 50m zulässig sind, im Übrigen aber 

der offenen Bauweise entsprechen.  

 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche ist im zeichnerischen Teil durch Baugren-

zen nach § 23 BauNVO festgesetzt.  

 Flächen für Stellplätze und Carports 

§ 12 Abs. 2 BauNVO schränkt die Zulässigkeit von Stellplätzen und Carports 

auf die durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf ein. Entspre-

chend ist im Bebauungsplan festzusetzen, in welchem Umfang diese zulässig 

sind.  

Stellplätzen und Carports sind innerhalb der im zeichnerischen Teil festgesetz-

ten Baugrenzen sowie der Umgrenzung von Flächen für Stellplätze und Car-

ports zulässig. Eine Inanspruchnahme von Flächen über die im Bebauungs-

plan gekennzeichneten Bereiche hinaus für Stellplätze oder Carports ist auch 

als Ausnahme nicht zulässig. Hierdurch soll der Flächenverbrauch einge-

schränkt werden. Reichen die ausgewiesenen und weitgehend bereits beste-

henden Flächen nicht zum Nachweis erforderlicher Stellplätze aus, so sind alle 
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weiteren Stellplätze in mehrgeschossiger Bauweise herzustellen. Hierzu ist ein 

gesondertes Baufenster ausgewiesen.  

 Flächen für Nebenanlagen 

Nebenanlagen nach §14 Abs. 1 und 2 sind auf dem gesamten Grundstück 

zulässig. Außerhalb von überbaubaren Flächen sind sie jedoch dahingehend 

eingeschränkt, dass sie breitflächig über belebte Bodenschichten in das an-

grenzende Gelände entwässert werden müssen. Darüber hinaus dürfen an-

dere Festsetzungen wie zum Beispiel Flächen für Maßnahmen zum Schutz 

der Natur, Schutzgebiete oder ähnliches der Umsetzung nicht entgegenste-

hen.  

 Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 

Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Im zeichnerischen Teil ist entlang der Bundesstraße 28 (Straßburger Straße) 

sowie an der Landestraße 75 (Graudenzer Straße) jeweils ein Bereich gekenn-

zeichnet, der gemäß § 22 des Straßengesetzes einer Anbaubeschränkung un-

terliegt. In diesem Bereich dürfen keine Hochbauten oder sonstigen baulichen 

Anlagen errichtet werden.  

Nachrichtlich dargestellt ist die geplante, aber außerhalb des Geltungsberei-

ches liegende Ausfahrt zur B28, deren Realisierbarkeit derzeit in Abstimmung 

mit dem Baulastträger der Straße ist. Sollte hier eine Genehmigung erreicht 

werden können, so ist die Ausfahrt selbst innerhalb dieser Fläche zulässig. 

Im Bereich der Graudenzer Straße wird hierbei eine Ausnahme formuliert. Hier 

plant die badenovaWÄRMEPLUS die Anlage einer Heizzentrale, die der zent-

ralen Nahwärmeversorgung im Rahmen der Wärmeplanung der Stadt Kehl 

dienen soll (siehe auch VIII.9). Die aktuelle Planung tangiert in Teilbereichen 

die Anbaubeschränkung der Landesstraße. Dieser Eingriff ist grundsätzlich 

bereits mit dem Straßenbauamt vorabgestimmt. Im Rahmen des Bauantrags 

ist die formelle Genehmigung des Baulastträgers der Landesstraße einzuho-

len. 

 Verkehrsflächen 

Im Nachrichtenteil werden Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer 

Zweckbestimmung festgesetzt. 

Die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Be-

reich / Privatstraße“ bezeichnet die interne Erschließungsstraße des Hoch-

schulareals mit möglichen Anschlüssen an den bestehenden Anschluss 
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Kinzigallee-Ost. Die zu Beginn des Verfahrens noch optional in Erwägung ge-

zogene Erschließung über die Graudenzer Straße wird nicht weiterverfolgt.  

Der Bebauungsplan weist innerhalb des Geltungsbereiches lediglich eine Ver-

kehrsfläche aus, um Baurechte für Straßenflächen innerhalb des Geltungsbe-

reiches zu schaffen.  

Nachrichtlich dargestellt ist darüber hinaus eine geplante, aber außerhalb des 

Geltungsbereiches liegende Ausfahrt zur B28, deren Realisierbarkeit derzeit 

in Abstimmung mit dem Baulastträger der Straße ist. Sollte hier eine Geneh-

migung erreicht werden können, so ist die Ausfahrt selbst innerhalb der Fläche 

der Anbaubeschränkung an der B28 zulässig.  

Im zeichnerischen Teil ist darüber hinaus der Standort für eine öffentliche Mo-

bilitätsstation fixiert. Diese Station wird innerhalb des Campusgeländes durch 

die Stadt Kehl eingerichtet und ist über Grunddienstbarkeit gesichert. Der 

Standort wurde in Abstimmung mit der Hochschule so gewählt, dass er zentral 

in der Nähe des Haupteingangs der Hochschule aber auch der Tramhaltestelle 

und der öffentlichen Verkehrswege liegt. 

 Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 

Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen Anlagen, Einrichtungen 

und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken (§ 9 

Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) 

Innerhalb der im zeichnerischer Teil ent-

sprechend markierten Fläche plant die 

badenovaWÄRMEPLUS die Anlage einer 

Heizzentrale, die der zentralen Nahwär-

meversorgung im Rahmen der Wärme-

planung der Stadt Kehl dienen soll. Die 

abschließende Planung wird aber bis 

zum in Kraft treten des Bebauungsplanes 

nicht vorliegen.  

Sollte die Planung den Bereich der An-

baubeschränkung der Landesstraße tan-

gieren sind ggfls. gesonderte Genehmi-

gungen erforderlich (siehe hierzu VIII.7). 

Abb. 13: : Ideenskizze zur Heizzentrale, badenovaWärmePlus, 18.10.2023 
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 Sammlung, Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 

9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Trennsystem. Bei der Planung 

und Dimensionierung der Grundstücksentwässerung sind die Vorgaben der 

DIN EN 752 sowie der DIN 1986-100 zu beachten. 

Gewerbliches und häusliches Schmutzwasser ist dem öffentlichen Schmutz-

wasserkanal zuzuleiten. Vor Anschluss an die öffentliche Kanalisation müssen 

Kontrollschächte vorgesehen werden. Diese müssen stets zugänglich sein. 

Das anfallende Niederschlagwasser von Neu- und Erweiterungsflächen bzw. 

-bauten ist dezentral auf dem Grundstück zu versickern. Bei der Dimensionie-

rung der Versickerungsanlage gelten die Vorgaben des DWA-Arbeitsblattes 

138 (DWA-A 138). 

Maßgebend bei der Dimensionierung der Versickerungsmulden ist der un-

günstigste Durchlässigkeitsbeiwert entlang der Sickerstrecke ins Grundwas-

ser. Bei der Herstellung der Versickerungsmulden ist darauf zu achten, dass 

für eine Versickerung ungeeignete Bodenschichten (Durchlässigkeitsbeiwert 

kf < 1*10-6 m/s) auszutauschen sind und ein Anschluss an die anstehenden 

Kies-Sand-Schichten (für Versickerung gut geeignete Durchlässigkeiten) her-

zustellen ist. 

Bei großflächig ungeeigneten Bodenschichten muss der Bodenaustausch 

über die gesamte Sohlfläche erfolgen. Bei der Durchführung des Bodenaus-

tausches ist mit äußerster Sorgfalt darauf zu achten, dass keine Feinsedi-

mente eingetragen werden, welche die Versickerungsleistung reduzieren. Die 

Arbeiten sollten daher nicht bei Regen durchgeführt und die Muldenböschun-

gen vor Inbetriebnahme zur Vermeidung von Erosionsprozessen direkt be-

grünt werden. Von einzelnen Durchstichen in die durchlässigen Schichten ist 

abzusehen, da diese mit einem erhöhten Risiko behaftet sind, dass es zu ei-

nem Zusetzen durch Feinsedimente und einem damit einhergehenden Verlust 

der Sickerleistung kommt. 

Eine Auswertung der Grundwassermessstellen in unmittelbarer Nähe zum 

Geltungsbereich ergab, dass der mittlere höchste Grundwasserstand 

(MHGW) über drei Messstellen gemittelt zu 134,31 m+NN angenommen wer-

den kann. Um die nach DWA-A 138 erforderliche Mindestmächtigkeit der Si-

ckerstrecke von 1 m gewährleisten zu können, dürfen die Sohlhöhen der Ver-

sickerungsmulden den Höhenwert von 135,31 m+NN nicht unterschreiten. Die 

Muldensohlen sind mit mind. 30 cm bewachsenem Oberboden herzustellen. 

Vor Inbetriebnahme muss der Bewuchs bereits etabliert sein, um Erosionspro-

zessen bei Einleitung und Versickerung entgegenzuwirken. 
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Die Versickerungsmulden sollten zur Vermeidung langer Fließwege, welche 

sich negativ auf die erforderlichen Tiefen der Mulden auswirken, möglichst nah 

an die zu entwässernden Flächen positioniert werden. Auf diese Weise sind 

ggf. auch oberflächige Einleitungen ohne großen technischen Aufwand in die 

Mulden möglich. 

Die Versickerungsmulden sollten möglichst außerhalb der im Bebauungsplan 

ausgewiesenen Ablagerungsbereiche „Straßburger Straße“ und „Verfüllung 

alter Kinzigverlauf“ sowie des Altstandortes „Bahnhof Kehl-Läger“ positioniert 

werden, da in diesen Bereichen mit umweltgefährdenden Stoffen in den Böden 

zu rechnen ist, über die eine Versickerung unzulässig ist. In Bereichen, in de-

nen dies nicht möglich ist (Ablagerungsbereich „Verfüllung alter Kinzigverlauf“ 

erstreckt sich über nahezu den gesamten südlichen Teil des Geltungsbe-

reichs), muss über die gesamte Sickerfläche ein Bodenaustausch erfolgen, so 

dass keine Versickerung durch belastete Ablagerungsbereiche erfolgt. Dies 

gilt auch für die Bereiche, in denen eine Flächenversickerung von Wege- und 

Hofflächen vorgesehen ist. Die Positionierung von Versickerungsmulden au-

ßerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Baufenster sind zulässig. 

Nach Vordimensionierungen im Rahmen der Entwässerungskonzeption kann 

von einem Flächenbedarf für die Versickerungsmulden von ca. 10 % der an-

geschlossenen Gesamtfläche (ohne Ansatz eines Abflussbeiwertes) ausge-

gangen werden. 

Der Nachweis der Überflutungssicherheit ist entsprechend der allgemein an-

erkannten Regeln der Technik durchzuführen (DIN EN 752, DIN 1986-100, 

DWA-M 119). Die Versickerungsmulden können bei ausreichend verfügbarer 

Fläche bereits so dimensioniert werden, dass sie das im Überflutungsnach-

weis erforderliche Rückhaltevolumen zusätzlich zum Bemessungseinstau auf-

nehmen können. Zudem stehen im Geltungsbereich ausreichend Grünflächen 

für eine temporäre schadlose Zwischenspeicherung von Niederschlagswasser 

zur Verfügung. 

Es muss jedoch durch die Höhenplanung sichergestellt werden, dass die ober-

flächigen Fließwege in Richtung der vorgesehenen Rückhalteflächen ausge-

bildet werden. Gebäudeteile unterhalb der angrenzenden Geländeoberkante 

(Kellerfenster, Eingangsbereiche, Garagen- / Tiefgaragenzufahrten, etc.) sind 

vor Überflutungen entsprechend zu schützen.  

Zur Schadensbegrenzung bei außergewöhnlichen und extremen Starkregen-

ereignissen kommt dem gezielten Objektschutz vorrangig Bedeutung zu. In 

diesem Zusammenhang wird auf die entsprechenden Regelwerke (DWA-M 

119, BWK-Fachinformation 1/2013 – Starkregen und urbane Sturzfluten, Pra-

xisleitfaden zur Überflutungsvorsorge o.ä.) verwiesen. 
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Die detaillierte Systembeschreibung und der Nachweis entsprechender Flä-

chen / Volumen ist im Zuge des Entwässerungsantrags zu erbringen, der im 

Zusammenhang mit dem Bauantragsverfahren/Kenntnisgabeverfahren ge-

sondert zu stellen ist.  

Eine Vordimensionierung zum Nachweis der grundsätzlichen Umsetzbarkeit 

und Flächenverfügbarkeit wurde erstellt und ist in der Anlage XI.4 beigefügt.  

 Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Die im zeichnerischen Teil dargestellten und festgesetzten Flächen dienen als 

Frei- und Aufenthaltsflächen im Rahmen der Hochschulnutzung aber auch zur 

Sicherung von Kaltluftschneisen und Kaltluftentstehungsgebieten im städti-

schen Kontext.  

Zulässig ist innerhalb dieser Flächen die Anlage von Wegen und kleineren 

Platzflächen, die breitflächig über belebte Bodenschichten in das angrenzende 

Gelände entwässert werden. Eine Beschränkung der versiegelten Flächen 

kann entfallen. Sie ist in erster Linie dort erforderlich, wo Auswirkungen auf 

den Bodenschutz und die Grundwasserneubildung zu befürchten sind. Bei Flä-

chen, die wie hier breitflächig über belebte Bodenschichten versickert werden, 

bleibt die Bodenfunktionen jedoch weitgehend erhalten, weshalb diese Flä-

chen nicht weiter beschränkt werden müssen.  

 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Bereits in der Rahmenplanung wurden die ökologisch besonders wertvollen 

Flächen berücksichtigt. In der Umsetzung im Rahmen des Bebauungsplanes 

wurden diese Flächen entsprechend gekennzeichnet und nur in ganz gerin-

gem und unvermeidlichem Maße tangiert. Diese Bereiche sollen von jeglichen 

Baumaßnahmen verschont und somit unverändert erhalten bleiben.  

Die Ergebnisse der im Vorfeld durchgeführten speziellen artenschutzrechtli-

chen Untersuchungen liegen vor. Erforderliche Maßnahmen, die sich hier-

durch ergeben, wurden in den Festsetzungsteil des Bebauungsplanes über-

nommen.  

Zur Vermeidung von Vogelschlag werden darüber hinaus Vorgaben zur Ge-

staltung großer Glasflächen gemacht. Informationen zum aktuellen Stand der 

Technik siehe Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten 

(http://www.vogelschutzwarten.de/glasanflug.htm)‚ Schweizerische Vogel-

warte (https://vogel-glas.vogelwarte.ch) sowie Wiener Umweltanwaltschaft 

(https://wua-wien.at/naturschutz-und-stadtoekologie/vogelanprall-an-glasflae-

chen). 
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Einen Sonderstatus nehmen die Maßnahmen zum dauerhaften Erhalt der öko-

logischen Funktion (sogenannte CEF-Maßnahmen) ein. Hierbei ist zu beach-

ten, dass sie vor dem Eingriff funktionsfähig hergestellt sein müssen. 

Darüber hinaus wurden im Rahmen des Umweltberichtes Maßnahmen zur 

Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen vorge-

schlagen, die, soweit möglich, in die Festsetzungen übernommen wurden.  

Da eine Umsetzung der Planungen innerhalb der Bereiche SO1.2, SO1.3, 

SO 2.1 und SO3 eher langfristig zu sehen sind (> 10 Jahre) und somit aktuell 

auch kein Eingriff zu erwarten ist, dürfen die Ausgleichsmaßnahmen M1, M2 

und M3 vorerst zurückgestellt werden. Sie sind aber umgehend umzusetzen, 

sobald bauliche Eingriffe in den Gebieten stattfinden sollen (siehe hierzu auch 

„bedingtes Baurecht“ unter Punkt VIII.17 dieser Begründung). 

Die Eingriffs-/Ausgleichbilanz kommt zu folgendem Gesamtergebnis: 

Bereich SO 1.1 105.114,00 Punkte 

Bereich SO 2.2 50.887,00 Punkte 

Bereich Heizkraftanlage 25.603,00 Punkte 

Restfläche - 3.265,00 Punkte 

Verbleibendes Defizit: 178.339,00 Punkte 

Das aus der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz verbleibende Defizit wird außerhalb 

des Geltungsbereiches ausgeglichen.  

Das extern auszugleichende Defizit für die Sondergebiete SO 1.1 und SO 2.2 

in Höhe von rund 156.000 Punkten kann nach Angaben des Büro bhm, Herrn 

Bresch über Maßnahmen im Bereich der Schuttertalwiesen auf Gemarkung 

Eckartsweier ausgeglichen werden. Hierzu werden im Vogelschutzgebiet „Kin-

zig- und Schutterniederung“ auf Gemarkung Eckartsweier im Gewann Schut-

terwaldwiesen, Flurstücke 835 und 835/4 als Kompensationsmaßnahme für 

den B-Plan im Bereich der Fachhochschule in Kehl je ca. 8 x 60 m = rd. 500 m² 

große Amphibien-Laichgewässer angelegt. Die betroffenen Flurstücke sind im 

Eigentum des Landes Baden-Württemberg. Die Gewässer sind gem. ÖkVO 

zunächst mit je 26.500 ÖP zu bewerten. Diese Bewertung ergibt sich wie folgt: 

Die Laichgewässer sind als Habitat für den Laubfrosch vorgesehen, dessen 

Vorkommen im Umfeld der Maßnahme bekannt ist, sodass die Besiedelung 

der Senken kurz- bis mittelfristig zu erwarten ist. Dies ergibt nach ÖKVO 

20.000 ÖP/ Laichgewässer.  
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Die Habitate werden auf „Fettwiesen“ (33.41) mit einem Wert von 13 ÖP/m² 

entwickelt. Die Laichgewässer entsprechen dann „Vegetation einer Schlamm-

bank oder Teichbodens“ (34.22) mit dem Wert von 26 ÖP/m². Also ÖP-Gewinn 

pro 500 m² großem Laichgewässer von 13 ÖP/m² = 6.500 ÖP. In der Summe 

also 26.500 ÖP/Laichgewässer.  

Zum Ausgleich des gesamten Kompensationsbedarfs sind dementsprechend 

6 Laichgewässer mit zusammen 159.000 ÖP neu anzulegen.  

 

Abb. 14: Luftbild mit Darstellung der Lage der Amphibien-Laichgewässer, Quelle Büro bhm 

Das extern auszugleichende Defizit für die Ausweisung der Fläche für Versor-

gungsanlagen (Heizkraftanlage) in Höhe von rund 25.600 Punkten wird über 

die Maßnahme „Wiesenwässerung in Kehl-Kittersburg“ aus dem Ökokonto der 

Stadt Kehl ausgeglichen. Die Maßnahme wurde auf dem Flurstück 3050 (Ge-

markung Kehl-Goldscheuer) umgesetzt. Aus der Maßnahme werden 25.603 

Ökopunkte diesem Eingriff als Ausgleich zugeordnet. 
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Abb. 15: Kittersburger Wiesenwässerung, Gemarkung Goldscheuer, Flurstück 3050, Quelle: Stadt Kehl 

Maßnahmen zur Minimierung von Eingriffen im Zuge der Baumaßnahmen 

können, sofern sie nicht Tötungsdelikte im Sinne des § 44 Abs.1 Nr. 2 

BNatSchG nach sich ziehen, nicht in die Festsetzungen des Bebauungsplanes 

aufgenommen werden. Auf sie wird unter den Hinweisen (Punkt IV der Bebau-

ungsvorschriften) verwiesen.  

Die Umsetzung der Maßnahmen ist durch eine naturschutzfachliche Baube-

gleitung zu überwachen.  

 Mit Geh,- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 

Nr. 21 BauGB) 

Im zeichnerischen Teil sind verschiedene Geh,- Fahr- und Leitungsrechte zu 

Gunsten der Stadt Kehl und der Technischen Dienste Kehl sowie weiterer Lei-

tungsträger (Telekom, GasLINE u.a.) gekennzeichnet. Überwiegend handelt 

es sich um bestehende Leitungen und Wegeverbindungen, die im Zuge des 

Verfahrens im Bestand gesichert werden. Bei Eingriffen bzw. Maßnahmen in 

den Untergrund ist der aktuelle Leitungsstand zu erfragen und die Schutzvor-

gaben der jeweiligen Leitungsträger zu beachten. 

 Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)  

Zur Gewährleistung zumutbarer Lärmverhältnisse in schutzbedürftigen Räu-

men innerhalb der Gebäude sind Verkehrslärmschutzmaßnahmen in Form 

von entsprechend gedämmten Außenbauteilen vorzusehen und planrechtlich 

im Bebauungsplan festzusetzen.   
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Die Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan 

erfolgt anhand der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau), 2018-01. Die festzu-

setzenden maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109 ergeben sich dabei 

in diesem Fall nach Ziffer 4.4.5 des Beiblattes 2 zur DIN 4109 2018-01 aus 

dem errechneten Beurteilungspegel im Nachtzeitraum (22:00 bis 06:00 Uhr) 

plus einen Zuschlag von 10 dB(A), bei einem Additionszuschlag von 3 dB(A) 

für Verkehrslärm zur Berücksichtigung der Freifeldkorrektur. Der Beurteilungs-

pegel für Schienenverkehr ist aufgrund der Frequenzzusammensetzung von 

Schienenverkehrsgeräuschen pauschal um 5 dB zu mindern. Im zeichneri-

schen Teil sind, analog zur Anlage 5 der schalltechnischen Untersuchungen, 

die Isophonen in einer Höhe von 4,0 m dargestellt, welche sich bei der An-

nahme einer freien Schallausbreitung im Plangebiet (die neuen Gebäude aus 

dem Bebauungsplanverfahren werden nicht als Gebäudekörper berücksich-

tigt) einstellen. 

Im nördlichen Bereich des Plangebietes ergeben sich maßgebliche Außen-

lärmpegel von 65 bis 75 dB(A) (Lärmpegelbereiche IV und V), an Randberei-

chen zur B 28 auch Außenlärmpegel von mehr als 75 dB(A), sodass aus Grün-

den des Lärmschutzes hohe bis sehr hohe Anforderungen an die Schalldäm-

mung von Außenbauteilen gegeben sind. Da im Baufenster SO3 aber die Nut-

zung eines flächigen Parkplatzes bzw. eines Parkhauses vorgesehen ist, wel-

che keine Wohnnutzung zulässt, und dies nicht als schutzbedürftige Nutzung 

im Sinne der DIN 4109 zu bewerten ist, finden die hohen Anforderungen keine 

Anwendung auf das Baufenster im Bereich SO3. 

Im übrigen Plangebiet ergeben sich maßgebliche Außenlärmpegel von ca. 62 

bis ca. 67 dB(A) (Lärmpegelbereiche III und IV) im Inneren und bis zu ca. 70 

dB(A) an den Randbereichen zur Großherzog-Friedrich-Straße und zur Kinzi-

gallee. Es ergeben sich somit teilweise hohe Anforderungen an die Schall-

dämmmaße von Außenbauteilen für Räume mit Aufenthaltsnutzung.   

 Flächen und Maßnahmen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Im Bereich der Sondergebietsflächen, der privaten Grünflächen und der Flä-

che für Versorgungsanlagen sind hochstämmige, nach Möglichkeit standort-

heimische Laubbäume einzubringen. Die Bäume tragen zur Erhaltung und 

weiteren Durchgrünung des Plangebietes bei und verbessern das Klima. Die 

Stückzahlen sind auf die Einzelgebiete bezogen festgesetzt. Die Umsetzung 

der Maßahmen können teilweise auf einen späteren Zeitpunkt verschoben 

werden, siehe hierzu auch „bedingtes Baurecht“ unter Punkt VIII.17 dieser Be-

gründung. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

Stammumfang bei Pflanzung mindestens 20 cm. Es sind Pflanzen der im An-

hang beigefügten Pflanzenliste zu verwenden. 
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Werden Bäume in den Sondergebietsflächen erhalten, die nicht durch Pflanz-

bindung gesichert sind, werden diese auf die zu pflanzenden Bäume ange-

rechnet. 

Da eine Umsetzung der Planungen innerhalb der Bereiche SO1.2, SO1.3, 

SO 2.1 und SO3 eher langfristig zu sehen sind (> 10 Jahre) und somit aktuell 

auch kein Eingriff zu erwarten ist, dürfen die Pflanzvorgaben vorerst zurück-

gestellt werden. Sie sind aber umgehend umzusetzen, sobald bauliche Ein-

griffe in den Gebieten stattfinden sollen (siehe hierzu auch bedingtes Baurecht 

unter Punkt VIII.17 dieser Begründung). 

 Erhalt von Bäumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

Sofern die bestehenden Bäume innerhalb der bestehenden Grünfläche erhal-

ten werden können, sollte dies grundsätzlich geschehen.   

Im zeichnerischen Teil ist ein Baumbestand als "zu erhalten" gekennzeichnet. 

Grundsätzlich sollen aber grundsätzlich alle Bäume, die nicht von Baumaß-

nahmen tangiert sind, erhalten bleiben. Die Bäume besitzen in jedem Fall ein 

wichtiges Potential zur Verbesserung des Stadtklimas und tragen somit zu ge-

sunden Umweltverhältnissen bei. Sie beleben das Orts- und Stadtbild und die-

nen darüber hinaus als Lebensraum und Nahrungsspender für verschiedene 

Tierarten auch ökologischen Zwecken. Zusätzlich ist der Leitfaden „Baum-

schutz auf Baustellen“ der Stadt Kehl zu beachten. 

In Abhängigkeit von der räumlichen Nähe zwischen Bauvorhaben und Baum 

bzw. in Abhängigkeit von der Baustellenorganisation wird eine baustellenbe-

gleitende Unterstützung durch einen Baumgutachter empfohlen.  

 Bedingtes Baurecht (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Es wird festgesetzt, dass gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB die Nutzungsaufnahme 

der Gebiete SO1.2 – 1.3 unzulässig ist, solange die neue Erschließung über 

die Kinzigallee-Ost nicht funktionsfähig umgesetzt ist. Hiervon ausgenommen 

werden, auf Grund des akut notwendigen Raumbedarfs, Um- und Anbauten 

am Mensagebäude sowie die in diesem Zuge geplanten Umgestaltung der Au-

ßenanlagen einschließlich der Mobilitätsstation.   

Außerdem wird festgesetzt, dass die Ausgleichsmaßnahmen für die Gebiete 

SO1.2, SO1.3, SO 2.1 und SO3 umzusetzen sind, sobald in diesen Bereichen 

bauliche Eingriffe erfolgen sollen. Bis dahin dürfen die Maßnahmen zurückge-

stellt werden. Die Maßnahmen befinden sich alle innerhalb des Geltungsbe-

reiches des Bebauungsplanes – eine gesonderte Sicherung ist deshalb nicht 

erforderlich.  
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 Höhenlage baulicher Anlagen 

Für die Höhenlage werden Festsetzungen der Erdgeschossfußbodenhöhe in 

Relation zum Bezugspunkt gemacht. Als Bezugspunkt wird die Fertigfußbo-

denhöhen der jeweiligen Bestandsgebäude festgesetzt. 
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IX. Begründung der örtlichen Bauvorschriften 

 Dächer / Fassaden 

Auf Grund der optimalen Ausnutzung der Gebäudekubaturen werden nur 

Flachdächer zugelassen.  

Die Qualität des Regenwasserabflusses wird im Wesentlichen durch Dachein-

deckungen und befestigte Flächen beeinflusst, wobei als maßgebliche Schad-

stoffe die Schwermetalle gelten. Unbeschichtete Metalle wie Kupfer, Zink und 

Blei als Dacheindeckung und Dachinstallation sind daher nicht zulässig. 

Die Stadt Kehl hat kürzlich eine Stadtklimaanalyse erstellen lassen, die zum 

Ergebnis hatte, dass die Hitzebelastung im Stadtgebiet deutlich zunehmen 

wird. Um dem entgegenzuwirken, sollen verschiedene Maßnahmen ergriffen 

werden, zu denen zum Beispiel auch ein „Förderprogramm Klimaangepasst 

Wohnen“ aufgelegt wurde. Vor diesem Hintergrund möchte die Stadt Kehl ins-

besondere auch an Gebäuden mit großer städtebaulicher Wirkung eine Vor-

bildfunktion wahrnehmen. Deshalb werden Festsetzungen zu Dach- und Fas-

sadenbegrünungen gemacht.  

 Stellplatzverpflichtung  

Stellplätze und Carports sind innerhalb der im zeichnerischen Teil festgesetz-

ten Baugrenzen sowie der Umgrenzung von Flächen für Stellplätzen und Car-

ports zulässig. Eine Inanspruchnahme von Flächen über die im Bebauungs-

plan gekennzeichneten Bereiche hinaus für Stellplätze oder Carports ist auch 

als Ausnahme nicht zulässig. Sollten die erforderlichen Stellplätze (KFZ und 

Fahrräder) nicht auf diesen Flächen nachgewiesen werden können, so ist ein 

platzsparendes, mehrgeschossiges Parkhaus zwingend herzustellen, um ei-

ner weiteren Flächenversiegelung vorzubeugen.  

 Gestaltung unbebauter Flächen der bebauten Grundstücke  

Zur Verbesserung des Kleinklimas werden die Gestaltung der unbebauten Flä-

chen der bebauten Grundstücke und die Art und Qualität der Bepflanzung fest-

gesetzt. 

Um einerseits den Boden und den Wasserhaushalt vor übermäßige Versiege-

lung zu schützen und andererseits ein angenehmes Mikroklima im Plangebiet 

zu erhalten, müssen die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke 

gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 LBO Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht 

für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Gemäß § 21a Natur-

schutzgesetz sind Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grund-

sätzlich keine andere zulässige Verwendung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 
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1 LBO. Grünflächen sollen ferner wasseraufnahmefähig belassen oder herge-

stellt werden. Flächenhafte Kies-, Splitt-, Schotter- und Steingärten, die aus 

Kunst- oder Natursteinen bestehen (Steingärten) sind somit ausgeschlossen.  

Stein- und Schottergärten haben eine geringe klimaökologische Ausgleichs-

funktion, führen zu einer erhöhten Verdichtung des Bodens und einem erhöh-

ten Oberflächenabfluss von Niederschlagswasser, einer geringeren Grund-

wasserneubildung, bieten ein geringeres Habitatpotential für (geschützte) Ar-

ten und sind daher prinzipiell für alle neuen Bauvorhaben in Baden-Württem-

berg durch § 9 Abs. 1 Satz 1 LBO i.V.m. § 21a Naturschutzgesetz ausge-

schlossen (siehe hierzu auch Hinweis unter Punkt IV.7 in den textlichen Fest-

setzungen). 

Darüber hinaus sind Vorgaben zur Pflanzung von Bäumen vorgesehen. Diese 

sind gemäß der im Anhang beigefügten Pflanzliste zu pflanzen, zu pflegen und 

bei Abgang durch einen gleichartigen Baum zu ersetzen. Die Baumstandorte 

dürfen auf Grund technischer Erfordernisse und in Abstimmung mit der Stadt 

Kehl geringfügig verschoben werden.    

Aus ökologischen Gründen sind nur heimische und standortgerechte Pflanzen 

(Bäume, Sträucher) entsprechend der Pflanzliste zu verwenden. Die 

Pflanzqualitäten der Gehölze müssen den Gütebestimmungen für Baumschu-

lenpflanzen nach den FLL-Richtlinien entsprechen, um die entsprechende 

Qualität tatsächlich gewährleisten zu können. Eiben können ausnahmsweise 

gepflanzt werden, in vorheriger Absprache mit der Umweltabteilung der Stadt. 

Eiben und die bereits in der beigefügten Pflanzliste aufgeführten Hainbuchen 

zählen zu den wenigen Baumarten, die die auf dem Grundstück vorhandenen 

Schattenflächen (begründet durch Bäume oder Gebäude) ertragen. Eiben sind 

immergrüne, schnittverträgliche, vogelfreundliche Pflanze, dienen für Vögel 

als Unterschlupf und als Nahrungsquelle. Sie können somit aus Umweltge-

sichtspunkten positiv gewertet werden. Die Anpflanzungen haben spätestens 

in der auf den Nutzungsbeginn folgenden Pflanzperiode zu erfolgen. 

Standortgerechte, heimische Pflanzen leisten einen wichtigen Beitrag zum Ar-

tenschutz. Exotische Bäume und Sträucher wie Thuja, Forsythien und Zierkir-

schen bieten den an heimische Gehölze angepassten Insekten und Vogelar-

ten keine geeigneten Lebensräume. 

 Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Zur städtebaulichen Einbindung werden Gestaltungsvorschriften für die Ein-

friedungen zum öffentlichen Straßenraum gemacht. Die durchgehenden Grün-

strukturen und der offene Charakter des Campusgeländes sollen hierdurch 

gesichert werden.   
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X. Begründung der Kennzeichnung von Flächen gem. § 9 Abs. 5 BauGB 

 Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen 

Naturgewalten erforderlich sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 

HQ extrem 

Im Bebauungsplan sind HQextrem-Überflutungsflächen nachrichtlich als "Risiko-

gebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b Abs. 1 

WHG" gekennzeichnet.  

In diesen Gebieten sind die Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes 

(WHG) in der aktuellen Fassung zu beachten, um sicherzustellen, dass: 

• Die Grundstücksnutzung mögliche Hochwasserschäden für Mensch, Um-

welt oder Sachwerte ausschließt, 

• bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepass-

ten Bauweise errichtet werden 

• keine neuen Heizölverbraucheranlagen errichtet werden; 

• bestehende Heizölverbraucheranlagen - soweit wirtschaftlich vertretbar - 

bis zum 5. Januar 2033 nach den allgemein anerkannten Regeln der Tech-

nik hochwassersicher nachgerüstet werden; 

• sonstige Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen so er-

richtet oder betrieben werden, dass sie nicht aufschwimmen oder ander-

weitig durch Hochwasser beschädigt werden können. Wassergefähr-

dende Stoffe dürfen durch Hochwasser nicht abgeschwemmt oder freige-

setzt werden. 

XI. Anlagen 

 Artenschutzrechtliche Vorprüfung 

(Bresch, Henne, Mühlinghaus Planungsgesellschaft mbH, Bruchsal) Stand: 

20.08.2021 

 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 

(Bresch, Henne, Mühlinghaus Planungsgesellschaft mbH, Bruchsal) Stand: 

06.11.2023 
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 Schalltechnische Untersuchungen  

(Köhler & Leutwein, Ingenieurbüro für Verkehrswesen, Karlsruhe) Stand: 

31.01.2024 

 Entwässerungskonzept 

(Wald & Corbe, Consulting GmbH, Hügelsheim) Stand: 05.03.2024 

 Umweltbericht 

(ZINK Ingenieure, Lauf) Stand: 30.09.2024 


